
den oder zukünftigen Pachtverhältnisse an Stelle der 
LPG der Rat des Kreises in das Pachtverhältnis eintritt. 
(Es wäre zweckmäßiger gewesen, an Stelle des Rates 
des Kreises den Rat der Gemeinde in das Pachtverhält­
nis eintreten zu lassen. Dadurch wäre vermieden 
worden, daß der Rat des Kreises Vertragspartner und 
gleichzeitig zuständige Verwaltungsbehörde für die Ent­
scheidung von Streitigkeiten nach der Pachschutzver- 
ordnung ist. Dies t r i f f t  auch zu bei Streitigkeiten über 
die Zuweisung von staatlichem Boden zur unentgelt­
lichen Nutzung.)

Diese Bestimmungen über die Zuständigkeit für die 
Entscheidung von Streitigkeiten sind zwar nur im 
Musterstatut Typ III enthalten, jedoch ist die Zustän­
digkeit der Gerichte in den geschilderten Fällen auf 
Grund der Bestimmungen des GVG auch bei Typ I und 
Typ II gegeben.

Auch außerhalb der Streitigkeiten über die Boden­
nutzung sind die Gerichte für die Entscheidung aller 
Streitigkeiten zwischen der LPG und anderen Personen 
zuständig, soweit diese Streitigkeiten zivilrechtlichen 
Charakter haben. Dazu gehören auch die zivilrechtlichen 
Streitigkeiten zwischen der Genossenschaft und ausge­
schlossenen oder ausgeschiedenen Mitgliedern, auch 
wenn die Ansprüche aus der Zeit der Mitgliedschaft 
herrühren. Durch das Ausscheiden des Mitgliedes aus 
der LPG verlieren diese Ansprüche ihren besonderen 
genossenschaftsrechtlichen Charakter; sie werden zu 
reinen Vermögensansprüchen, über die im Streitfälle die 
Gerichte zu entscheiden haben. Die Prüfung der Zu­
lässigkeit des Rechtsweges erfordert von den Gerichten 
eine sorgfältige Untersuchung der dem Anspruch zu­
grunde liegenden Rechtsverhältnisse, wozu eine gute 
Kenntnis des Rechts der LPG notwendig ist. Im vor­
liegenden Falle hat das Gericht die Zulässigkeit des 
Rechtsweges mit Recht bejaht.

2. Weiter beschäftigt sich die Entscheidung mit der 
wichtigen Frage, welche Folgen die Verletzung der Be­
stimmungen der Musterstatuten durch die Organe der 
LPG hat. Das Gericht kommt dabei zu der Auffassung, 
daß durch den Verstoß gegen Z i f f .  19 des Musterstatuts 
Typ III die Verrechnung der beiderseitigen Leistungen 
unmöglich geworden ist. Der Ansicht, daß die Grund­
sätze der Z i f f .  19 des Musterstatuts Typ III auch ent­
sprechend für die Verhältnisse bei Typ I und II an­
gewendet werden können, ist zuzustimmen. Der weitere 
Schluß, daß durch den Verstoß gegen das Statut die 
LPG vom Beklagten keine Zahlung mehr verlangen 
kann, ist jedoch fehlerhaft. Das Gericht kam zu dieser 
Auffassung, weil es in der Verrechnung nach Ablauf 
des Wirtschaftsjahres die einzige Möglichkeit zur 
Geltendmachung von Ansprüchen zwischen der LPG 
und dem ausgetretenen oder ausgeschlossenen Mitglied 
erblickt. Eine derartige Ansicht läßt sich jedoch aus der 
Bestimmung der Z i f f .  19 nicht herleiten.

Bei der Untersuchung einer Norm des Statuts darf 
nicht nur von dem Wortlaut der betreffenden Bestim­
mung ausgegangen werden. Das in der einzelnen Be­
stimmung enthaltene Gebot oder Verbot muß vielmehr 
durch Auslegung nach Sinn und Zweck des Gesetzes 
ermittelt werden. Dabei darf die betreffende Norm nicht 
isoliert betrachtet werden, sondern man muß sie im 
Zusammenhang mit den gesamten Bestimmungen der 
Musterstatuten und den Aufgaben der LPG sehen. Nur 
bei einer derartigen Methode ist es möglich festzustellen, 
ob eine Handlung dem Statut widerspricht.

Nach Z i f f .  19 Satz 3 erfolgt die Abrechnung mit dem 
ausgeschlossenen oder ausgetretenen Mitglied nach Ab­
lauf des Wirtschaftsjahres. Diese Bestimmung dient in 
erster Linie dem Schutz der Entwicklung der LPG, da­
mit nicht durch den plötzlichen Austritt oder Ausschluß 
eines Mitgliedes und, die damit verbundene Rückgabe 
des Bodens und des Viehs sowie die Rückzahlung des 
Inventarbeitrages und dergleichen die Erfüllung der der 
LPG in dem jeweiligen Jahr gestellten Aufgaben ge­
fährdet wird. Im Interesse einer weiteren Festigung und 
ungestörten Arbeit der LPG kann das ausgeschiedene 
Mitglied seine Rechte erst nach Ablauf des Wirtschafts­
jahres gegen die LPG geltend machen. Die Abrechnung 
zwischen der LPG und dem ausgeschiedenen Mitglied 
soll ferner auch deswegen nach Abschluß des Wirt­
schaftsjahres erfolgen, weil erst dann das Jahresein­

kommen der LPG feststeht und damit der Wert der von 
dem Mitglied geleisteten Arbeitseinheiten errechnet 
werden kann. Vorher ist in der Regel aus diesen 
Gründen eine Auseinandersetzung gar nicht möglich.

Z i f f .  19 Satz 3 hindert die LPG jedoch nicht, bereits 
vor oder auch noch nach Ablauf des Wirtschaftsjahres 
eine Auseinandersetzung durchzuführen, wenn dies im 
Interesse der Arbeit der LPG liegt. Denken wir z. B. 
an den Fall, daß bereits Anfang Januar ein Mitglied 
aus der LPG ausgeschlossen wird. In einem derartigen 
Fall liegt es im Interesse einer ungestörten Weiterarbeit 
der LPG, daß die Trennung mit diesem Mitglied so 
schnell wie möglich vollzogen wird. Genauso wie es der 
LPG nicht zugemutet werden kann, das ausgeschlossene 
Mitglied weiterhin bis nach Ablauf des Wirtschaftsjahres 
in der LPG zu beschäftigen ( Z i f f .  19 Satz 2 regelt den 
freiwilligen Austritt), wird man ihr das Recht zu­
sprechen müssen, auch die Auseinandersetzung mit 
diesem Mitglied so schnell wie möglich durchzuführen, 
wenn sie hierzu in der Lage ist. Eine auf diese Art 
durchgeführte Auseinandersetzung stellt keine Ver­
letzung der Bestimmung der Z i f f .  19 Satz 3 dar. Oder 
nehmen wir den Fall, daß bei der Abrechnung am 
Jahresende eine Forderung vergessen wird oder daß der 
Buchhalter bewußt eine Forderung der LPG gegen den 
Ausgeschiedenen nicht geltend macht. Soll in einem 
derartigen Fall die LPG nicht befugt sein, ihre Forde­
rung noch nachträglich gegen den Ausgeschiedenen 
geltend zu machen? Aus dieser Überlegung ergibt sich 
die Antwort von selbst. Die vorzeitige Abrechnung oder 
nachträgliche Geltendmachung von Forderungen durch 
die LPG stellt keinen Verstoß gegen Z i f f .  19 des Muster­
statuts Typ III dar. Z i f f .  1 9  t r i f f t  eine Regelung zu­
gunsten der LPG; sie hindert diese aber nicht, bereits 
vor oder auch nach Ablauf des Wirtschaftsjahres eine 
Abrechnung durchzuführen bzw. Forderungen gegen 
ausgeschlossene Mitglieder geltend zu machen.

Zusammenfassend kann man sagen: Ein Verstoß 
gegen das Statut liegt nicht schon dann vor, wenn eine 
Handlung dem Wortlaut einer Bestimmung nicht ent­
spricht. Die Frage, ob eine Statutverletzung vorliegt, 
bedarf vielmehr einer genauen Untersuchung der ein­
zelnen Norm auf ihren Inhalt und ihre Bedeutung, 
wobei die entsprechenden Bestimmungen nicht isoliert 
betrachtet werden dürfen, sondern im Zusammenhang 
mit den anderen Bestimmungen des Musterstatuts und 
den Interessen und Aufgaben der LPG gesehen werden 
müssen.

Gustav-Adolf Lüb c h e n ,  
Hauptreferent im Ministerium der Justiz

§§ 679, 683 BGB.
1. In Durchführung des Bündnisses zwischen Arbeiter­

klasse und werktätigen Bauern haben die staatlichen 
Organe die Aufgabe, vor allem mit den Mitteln der 
Überzeugung und Hilfe die restlose Erfüllung der Plan­
aufgaben in der Landwirtschaft sicherzustellen. Die 
darüber hinaus eventuell notwendig werdenden 
Zwangsmaßnahmen sind im Sinne ausschließlicher Nor­
mierung gesetzlich festgelegt.

Daraus ergibt sich, daß das Eingreifen einer MTS 
in die Landbearbeitung eines Bauern als Geschäftsfüh­
rung ohne Auftrag im öffentlichen Interesse nur unter 
ganz besonderen Umständen zulässig ist.

2. Der Berechnung der Aufwendungen im Sinne § 683 
BGB sind die Festpreise zugrunde zu legen.

KrG Kamenz, Urt. vom 22. Dezember 1954 — CV 
248/54.

Die Klägerin, die MTS P., hat am 30. und 31. März 1053 12 ha 
Ackerland des verklagten Stiftsrentamtes bearbeitet (pflügen, 
eggen, walzen). Da es die Bezahlung der verrichteten Ar­
beiten an die Klägerin verweigerte, erhob diese Klage und be­
antragte, das Stiftsrentamt zu verurteilen, der Klägerin 
878,40 DM nebst 8 Prozent Zinsen seit dem 15. April 1953 zu 
zahlen.

Die Klägerin führt hierzu aus, daß am Tage der Bereitschaft 
zur Frühjahrsbestellung 1953 bei einer Besichtigung des land­
wirtschaftlichen Betriebes des verklagten Stiftsrentamtes, an 
der der Zeuge R. in seiner Eigenschaft als Leiter der Abteilung 
Landwirtschaft beim Rat des Kreises teilgenommen habe, die 
landwirtschaftlichen Geräte verwahrlost vergefunden worden 
seien. Zu dieser Zeit sei der Gutsinspektor des verklagten 
Stiftsrentamts wegen Vernachlässigung seiner Pflichten bei der 
Leitung des landwirtschaftlichen Betriebes in Haft genommen 
worden. Wegen des schlechten Zustandes der Landwirtschaft
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